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Hinweis auf Stammrechtssatz
GRS wie 2000/02/0230 E 26. Janner 2001 RS 1

(Hier: Dies gilt auch fiir die Rechtslage nach dem Slbg GVG 2002; diese Rechtsprechung bezieht sich auf die
Postition des Verkiufers, der die Rechtsposition des Bestandgebers gleichzuhalten ist.)

Stammrechtssatz

Das grundverkehrsbehordliche Verfahren dient nicht dazu, sich der zivilrechtlichen Verpflichtung zur
Ubertragung des Eigentums auf dem Umweg iiber das Grundverkehrsrecht zu entledigen. Vielmehr ist der
Schutz der (auch im Steiermirkischen Grundverkehrsgesetz) verankerten oOffentlichen Interessen allein der
Grundverkehrsbehorde tiberantwortet, die das Ziel des Grundverkehrsgesetzes von Amts wegen zu verfolgen hat
(Hinweis E 28. November 1990, 90/02/0115). Jedenfalls aber konnen die grundbiicherlichen Eigentiimer der
betreffenden Liegenschaft in einem subjektiven Recht auf Versagung der grundverkehrsbehordlichen
Genehmigung nicht verletzt sein (Hinweis E 8. September 1995, 95/02/0346, sowie E 28. November 1990,
90/02/0115, letzteres zum Berufungsrecht).

Beachte
Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden):
2003/02/0136
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